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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hock: 

I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 20. Oktober 1955 über die Gründung der 
„Eurofima*^ Europäische Gesellschaft für die Finan- 
zierung von Eisenbahnmaterial — Drucksache 2190 
— wurde in der 136. Plenarsitzung des Deutschen 
Bundestages am 21. März 1956 an die Ausschüsse 
für Verkehrswesen (federführend) und für Finianz- 
und Steuerfragen (mitberatend) überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 154. Plenarsitzung 
am 24. Februar 1956 auf Grund einer gemeinsamen 
Empfehlung seiner Ausschüsse für Verkehr und 
Post, für Wirtschaft und für Finanzen beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben. Die Bundesregierung wurde jedoch in 
einer Entschließung ersucht, Unterlagen über die 
Wettbewerbsverhältnisse der Waggonindustrien 
der Mitgliedstaaten vorzulegen (Drucksache 2190 
Anlage 2). Auf die Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu dieser Entschließung wird verwiesen 
(Drucksache 2190 Anlage 3). 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen des 
Deutschen Bundestages hat den Gesetzentwurf am 
11. April 1956 beraten und beschlossen, gegen das 
Abkommen keine Einwendungen zu erheben. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in vier Sit- 
zungen am 7. und 28. Mai sowie am 6. und 7. Juni 
1956 die Drucksache 2190 eingehend beraten. 

Sowohl der Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie e. V. in Köln als auch der Fachverband Wag- 


gonbau und die Vereinigung Deutscher Lokomotiv- 
fabriken in Frankfurt (Main) legten Stellungnah- 
men vor, die an sämtliche ordentlichen Mitglieder 
des Ausschusses für Verkehrswesen als Material 
verteilt wurden. 

In seiner Sitzung vom 7. Juni 1956 schloß der 
Ausschuß für Verkehrswesen die Beratungen zu 
Drucksache 2190 mit folgender Probeabstimmung 
ab: 


1. Folgender Entschließungsantrag 

„Unter Hinweis auf § 14 des Bundesbahn- 
gesetzes vom 13. Dezember 1951 (BGBl. I 
S. 955) wird die Bundesregierung ersucht, 
dem Deutschen Bundestag jährlich über die 
Vergabe der Aufträge durch die „Eurofima“ 
zu berichten und eine Konsultation 
der Mitgliedsländer des Abkommens 
gemäß dessen Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 zu ver- 
langen, wenn festgestellt wird, daß die Be- 
lange der deutschen Industrie durch wett- 
bewerbsverfälschende Exportför- 
derungsmaßnahmen anderer Staaten ge- 
schädigt werden“ 

wurde mit Stimmenmehrheit bei einer Stimm- 
enthaltung gegen eine Stimme angenommen; 

2. der Gesetzentwurf in der Fassung der Druck- 
sache 2190 wurde mit Stimmenmehrheit bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der SPD- 
Fraktion ohne Änderung angenommen. 
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Um einen Zeitverlust in der Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs zu vermeiden, erklärte sich der 
Sprecher der SPD-Fraktion am 19. Juni 1956 da- 
mit einverstanden, daß die Probeabstimmung als 
definitiv angesehen wird, ohne dadurch die SPD- 
Fraktion in ihrer Stellungnahme festzulegen. 

II. Im einzelnen 

Das mit dem Gesetzentwurf vorgelegte Abkom- 
men besteht aus fünf Verträgen: dem Abkommen 
über die Gründung der „Eurofima“ mit Zusatz- 
und Unterzeichnungsprotokoli, die am 20. Oktober 
1955 in Bern von den Regierungen von 14 Staaten, 
und zwar der Bundesrepublik Deutschland, Öster- 
reich, Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, Norwegen, den Niederlanden, 
Portugal, Schweden, Schweiz und Jugoslawien, un- 
terzeichnet worden sind. Zu diesen drei Regie- 
rungsvereinbarungen kommen zwei Verträge der 
Eisenbahnverv/altungen der vorgenannten Län- 
der, die Statuten der Gesellschaft und das Basis- 
abkommen. Der Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages gemäß Artikel 59 Abs. 2 GG bedürfen das 
Abkommen und das Zusatzprotokoll. Die Statuten 
sind dem Abkommen als Anlage beigegeben, unter- 
liegen jedoch nicht der Zustimmung nach Artikel 
59 GG; das gleiche gilt für das Unterzeichnungs- 
protokoll, das Interpretationen enthält, und das 
Basisabkommen, auf das im Unterzeichnungspro- 
lokoll Bezug genommen wird. 

Die Europäische Gesellschaft für die Finanzie- 
rung von Eisenbahnmaterial verdankt ihre Ent- 
stehung dem gemeinsamen Willen der west- 
europäischen E i s e n b a h n V e r w a 1 1 u n - 
gen, ihre bisher auf wirtschaftlichem und techni- 
schem Gebiet so fruchtbare Zusammenarbeit nun 
auch im Bereich gemeinsamer Finanzierungsauf- 
gaben zu verwirklichen. Die Gemeinsamkeit dieser 
Finanzierungsaufgaben ergibt sich zwangsläufig 
daraus, daß alle westeuropäischen Eisenbahnver- 
waltungen dringend einer Modernisierung ihres 
rollenden Materials bedürfen, ohne hierfür über 
die notwendigen Mittel aus eigener Finanzkraft zu 
verfügen. Dies gilt besonders für den Güterwagen- 
park. 

Der Plan zur Errichtung einer solchen Finanzie- 
rungsgesellschaft geht auf Überlegungen der Ei- 
senbahnverwaltungen aus dem Jahr 1951 zurück. 
Das Abkommen mit allen seinen Texten ist im 
Schoß der Europäischen Konferenz der Verkehrs- 
minister in enger Zusammenarbeit mit den Eisen- 
bahnverwaltungen ausgearbeitet worden. Der Ab- 
schluß eines Abkommens erwies sich als unerläß- 
lich für eine erfolgreiche Arbeit der „Eurofima“. 
So beseitigt es die etwa entstehenden zusätzlichen 
Belastungen Steuer- und zollmäßiger Art (Artikel?), 
sichert den Kredit der Gesellschaft durch Staats- 
garantie (Artikel 5), gibt eine klare Rechtsgrund- 
lage für den Eigentumsübergang des von der Ge- 
sellschaft finanzierten Materials (Artikel 3), was für 
die Kreditwürdigkeit der Gesellschaft sehr wichtig 
ist, erleichtert den Zahlungsverkehr (Artikel 8) und 


enthält schließlich wichtige Bestimmungen über die 
individuelle Aufsicht der Staaten über die Gesell- 
schaft (Artikel 2, 4 und 6). Es besteht einerseits 
eine enge Verbindung zwischen den Abkommens- 
staaten und den der Gesellschaft angehörenden 
Eisenbahnverwaltungen insofern, als keine Eisen- 
bahnverwaltung der Gesellschaft beitreten kann, 
deren Staat nicht Mitglied des Abkommens ist 
(Artikel 9 der Statuten); andererseits kann kein 
Staat aus dem Abkommen ausscheiden, solange 
noch seine Eisenbahnverwaltung der Gesellschaft 
angehört (Artikel 13 des Abkommens). Aktionäre 
der Gesellschaft können nur Eisenbahnverwaltun- 
gen sein (Artikel 7 und 9 der Statuten). 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat sich ein- 
gehend mit den Fragen befaßt, ob die Deutsche 
Bundesbahn Vorteile aus ihrer Mitgliedschaft in 
der Gesellschaft zu erwarten hat und ob nicht aus 
der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
an dem Abkommen und der Deutschen Bundes- 
bahn an der Gesellschaft der deutschen Waggon- 
industrie Schaden erwachsen könne. Die Prüfung 
der letzten Frage war nicht nur wegen der Ent- 
schließung des Bundesrates geboten, sondern auch 
wegen der von der deutschen Industrie an die Mit- 
glieder des Ausschusses gerichteten Eingaben. 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich in den Bera- 
tungen des Ausschusses nachdrücklich für den Bei- 
tritt ausgesprochen. Sie hat erklärt, daß ihre bis- 
herigen Bemühungen, Gelder auf dem internatio- 
nalen Kapitalmarkt für rollendes Material zu er- 
halten, fehlgeschlagen seien. In der „Eurofima“ 
sehe sie einen geeigneten Weg, dieses Ziel zu er- 
reichen. Es sei — schon in Anbetracht der finan- 
ziellen Möglichkeiten der „Eurofima“ — bei der 
Größe des Bedarfs aller europäischen Eisenbahn- 
verwaltungen selbstverständlich, daß die „Euro- 
fima“ nur zur Deckung der Finanzlücke zwischen 
dem mit eigenen Mitteln finanzierbaren und 
dem tatsächlichen Bedarf dienen könne. Selbst 
wenn die „Eurofima“ in den nächsten Jahren diese 
Finanzierungslücke nur zum Teil ausfüllen könne, 
wäre der Deutschen Bundesbahn damit sehr gehol- 
fen. Sie wies ferner darauf hin, daß außerordent- 
lich günstige Zahlungsbedingungen bei der „Euro- 
fima“ zu erwarten seien. Sie wies ferner auf die 
langjährige und gute Zusammenarbeit der euro- 
päischen Eisenbahnverwaltungen untereinander 
hin, die sich mit großer Sicherheit auch bei der 
Betätigung der „Eurofima“ bewähren werde. Da es 
der Deutschen Bundesbahn im übrigen gelungen 
sei, sämtliche von ihr ursprünglich gegen die Kon- 
struktion der Gesellschaft vorgebrachten Beden- 
ken durchzusetzen, könne sie aus ihrer Mitglied- 
schaft nur Vorteile erwarten. 

Die zu einer Sitzung des Ausschusses hinzugezo- 
genen Vertreter der deutschen Schienenfahrzeug- 
Industrie glaubten, aus der Tätigkeit der „Euro- 
fima“ Gefahren für die deutsche Industrie befürch- 
ten zu müssen. Sie begründeten sie mit den Export- 
förderungsmaßnahmen in einzelnen Mitgliedslän- 
dern zugunsten ihrer nationalen Industrien, die zu 
einer Verfälschung der Wettbewerbslage führen 
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würden. Bei der ohnehin schwierigen Lage der 
deutschen Waggonindustrie bestehe die ernste 
Besorgnis, daß sie nicht nur im Export geschä- 
digt werde, sondern auch über die „Euro- 
fima“ die Geschäftsbeziehungen zwischen der 
deutschen Waggonindustrie und der Deutschen 
Bundesbahn durch das Eintreten ausländischer Fir- 
men gestört werden könnten. Die deutsche Wag- 
gonindustrie würde sich ohne Zögern dem inter- 
nationalen Wettbewerb stellen, wenn 
gleiche Startbedingungen gegeben 
seien. Das wäre aber wegen der Exportsub- 
ventionen anderer Staaten nicht der Fall. Sie 
empfahl daher dringend im Rahmen des Abkom- 
mens Schutzbestimmungen, die wettbe- 
werbsverfäischende Maßnahmen anderer Staaten 
verhindern sollen. Diese Bedenken der Waggon- 
industrie wurden von mehreren Mitgliedern des 
Ausschusses geteilt. 

Die Vertreter der Bundesregierung äußerten sich 
schriftlich und mündlich eingehend zu diesen Be- 
denken und stellten, auch unter Bezug auf die Be- 
schlüsse der OEEC über die Exportsubventionen, 
fest, daß die von der Industrie behauptete Un- 
gleichheit der Voraussetzungen bei in- und aus- 
ländischen Erzeugern nicht besteht. Sie wiesen vor 
allem darauf hin, daß es der Deutschen Bundes- 
bahn völlig freistehe, ob und in welchem Umfang 
sie sich der „Eurofima“ bediene. Soweit sie mit 
der „Eurofima“ Geschäfte tätige, habe sie sowohl 
nach den Bestimmungen des Basisabkommens, nicht 
zuletzt aber auf Grund des Einflusses, den die Deut- 
sche Bundesbahn in den Organen der Gesellschaft 
ausüben werde, alle Möglichkeiten, zu verhindern, 
daß durch die Auftragspolitik der „Euro- 
fima“ der deutschen Waggonindustrie Schaden 
zugefügt werde. Die nach Artikel 6 des Abkom- 
mens vorgesehene Konsultation der Regierungen 
über ,,alle die Tätigkeit der Gesellschaft berühren- 
den Fragen von gemeinsamem Interesse“ biete 
gerade die Möglichkeit, wie auch der Ministerrat 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 


in seiner Sitzung vom 22. März 1956 festgestellt 
habe, etwaige wettbewerbsverfälschende Subven- 
tionen von Mitgliedstaaten zu verhindern. 

Im übrigen blieben die Bestimmungen der ein- 
zelnen Länder über die Staatsaufsicht über die 
nationalen Eisenbahnverwaltungen unberührt. Das 
Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 (BGBl. I 
S. 955) gelte daher auch in vollem Umfang für die 
Deutsche Bundesbahn bezüglich ihrer Geschäfts- 
beziehungen mit der „Eurofima“. Es fehle der 
„Eurofima“ jedes dirigistische Element; sie sei auf 
dem Geist der Zusammenarbeit be- 
gründet. Ihre Organisationsform sei so gestaltet, 
daß sie sich jeder Form einer europäischen Zusam- 
menarbeit ohne weiteres anpassen könne. 

Sowohl der Europarat wie der von der Konfe- 
renz von Messina eingesetzte Brüsseler Regierungs- 
ausschuß habe sich positiv über die „Eurofima“ ge- 
äußert. 

Die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses 
vertrat die Auffassung, daß die Deutsche 
Bundesbahn nur Vorteile aus dem 
Beitritt zur „Eurofima“ zu erwar- 
ten habe und keine Gefahren für die 
deutsche Waggonindustrie zu befürch- 
ten seien. Die Waggonindustrie könne vielmehr mit 
großer Wahrscheinlichkeit mit zusätzlichen Auf- 
trägen von der „Eurofima“ rechnen. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann einer sol- 
chen Manifestation europäischen Geistes, wie sie 
in der einmaligen Annahme des „Eurofima“-Pro- 
jektes durch 14 europäische Staaten zu erblicken 
ist, nicht fernbleiben, wenn sie ihren stets bekun- 
deten Willen zur Zusammenarbeit der europäischen 
Völker nicht in Zweifel ziehen lassen will. 


Bonn, den 19. Juni 1956 


Dr. Hock 

Berichterstatter 


eß 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2190 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

„Unter Hinweis auf § 14 des Bundesbahngesetzes 
vom 13. Dezember 1951 (BGBL I S. 955) wird die 
Bundesregierung ersucht, dem Deutschen Bun- 
destag jährlich über die Vergabe der Aufträge 
durch die „Eurofima“ zu berichten und eine Kon- 
sultation der Mitgliedsländer des Abkommens 
gemäß dessen Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 zu verlangen, 
wenn festgestellt wird, daß die Belange der deut- 
schen Industrie durch wettbewerbsverfälschende 
Exportförderungsmaßnahmen anderer Staaten 
geschädigt werden.“; 

3. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung zu 1. für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. Juni 1956 


Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Dr. Hock 

Vorsitzender Berichterstatter 
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